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Die belgische Ratspräsidentschaft bewegt sich bereits im Licht
der kommenden EU-Wahl, welche Anfang Juni 2024 abgehal-
ten wird. Deshalb bleibt nur wenig Zeit, um Verhandlungslö-
sungen mit dem Europäischen Parlament für noch offene Dos-
siers vorzulegen. Kernprioritäten im Verkehrsbereich bleiben
die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und der „grüne und
digitale Übergang“, wobei sich sowohl bei der Gesetzgebung
als auch in der Rechtsprechung vielfach eine Stärkung der Ver-
braucherrechte abzeichnet, bspw durch ein Aufbrechen des

bisherigen Datenmonopols der Fahrzeughersteller. Hervorzu-
heben sind der EU Data Act und der aktualisierte Rechtsrah-
men für die Einführung intelligenter Verkehrssysteme (IVS)
im Straßenverkehr als besonders wegweisende neue Rechts-
akte.1

Nach zwei gescheiterten Versuchen, die veraltete RL 92/106/
EWG über den kombinierten Verkehr zu aktualisieren, bietet
der Vorschlag COM(2023) 702 final – in Ergänzung zu den kürz-
lich vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ökologisierung2 – einen
Unterstützungsrahmen für Beförderungen im intermodalen
und kombinierten Verkehr.3 Die Überarbeitung soll diesen Ver-
kehr gegenüber dem reinen Straßenverkehr effizienter und wett-
bewerbsfähiger machen. Allgemein ist vorgesehen, dass der in-
termodale und kombinierte Verkehr EU-weit unabhängig von

Genehmigungen und Kontingenten wird. Als zusätzliche Förde-
rungsmaßnahmen sind Ausnahmen vonWochenend-, Feiertags-
und Nachtfahrverboten vorgesehen. Nationale Rechtsrahmen
sollen die Einführung multimodaler Verkehrswege erleichtern.

Am 29. 11. 2023 hat die Kommission ein Mobilitätspaket für
verbesserte Rechte und Informationen für Reisende vorgelegt,4
das aus folgenden Teilen besteht:
▶ Überarbeitung der VO über Fahr- und Fluggastrechte5 –

mit Stärkung der Durchsetzungsmechanismen und besonde-
ren Vorschriften bei Flugbuchungen über Vermittler

▶ Vorschlag zu Fahr- bzw Fluggastrechten im multimodalen
Verkehr6

▶ Überarbeitung der PauschalreiseRL 2015/2302/EU7 – zB
mit klarer Definition des Begriffs „Pauschalreise“, neuen Be-
stimmungen für Gutscheine, Begrenzungen von Vorauszah-
lungen

▶ Überarbeitung der delegierten VO über EU-weite multimo-
dale Reiseinformationsdienste8 – mit Live-Aktualisierung
der Beförderungsoptionen (zB Verspätungen, Ausfälle), Ver-
pflichtung zur Bereitstellung zusätzlicher Daten (zB Barriere-
freiheit, Fahrradmitnahme)

▶ Mitteilung zur Schaffung eines gemeinsamen EU-Mobili-
tätsdatenraums (EMDS)9
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Harmonisierte und vermehrte Datenbereitstellung können die
Kommunikation untereinander erleichtern und damit das Ver-
kehrsmanagement auf europäischen Flüssen und Kanälen ver-
bessern; auch im Hinblick darauf, dass der Güterverkehr stärker
auf das Wasser verlagert werden soll, zielt der Vorschlag auf die
Modernisierung der Bestimmungen über Verkehrsinforma-
tionen und Verkehrsmanagement, Zustandsinformationen der
Wasserstraßen und der Infrastruktur, Reiseplanung für Schiffs-
führer und die Berichterstattung an Behörden ab.

▶ Auf demWegzur 4. FührerscheinRL11 gibt es derzeit folgenden
Zwischenstand: Die finale Positionierung des Parlamentsple-
nums wird noch für Frühjahr 2024 erwartet, der Trilog selbst
beginnt voraussichtlich erst unter ungarischer Ratspräsident-
schaft im September, ein Abschluss erscheint daher mit Ende
2024 realistisch zu sein. Die großen offenen Punkte betreffen
die Entscheidung darüber, ob Selbsteinschätzung (Rat) oder
ärztliche Untersuchung (Parlamentsausschuss) bei Erteilung
und Erneuerung des Führerscheins maßgeblich sein sollen,
die Festlegung von Untersuchungen bei Erneuerung – für alle
oder nur für Ältere, die Möglichkeit des begleiteten Fahrens ab
17 Jahren für Klasse C (Parlamentsausschuss) sowie die Anfor-
derungen an die Anerkennung von Drittlandführerscheinen.

▶ Bezogen auf den RL-Vorschlag über den grenzüberschrei-
tenden Austausch von Informationen über sicherheitsrele-
vante Straßenverkehrsdelikte12 sprachen sich Rat und Parla-
mentsausschuss dafür aus, die Liste der umfassten Verstöße
zu erweitern.

▶ Bei den neu vorgeschlagenen Regeln für Lenk- und Ruhe-
zeiten im Gelegenheitsverkehr13 zielt die vorläufige Einigung
zwischen Rat und Parlament auf mehr Flexibilität ab: Die
Überarbeitungen ändern die bisher bestehenden Höchstlenk-
und Mindestruhezeiten nicht; Ruhezeiten sollen aber unter
bestimmten Bedingungen aufgeteilt oder aufgeschoben wer-
den können. Zusätzlich werden die Standards der Verkehrs-
sicherheit durch einen verbesserten Kontrollrahmen gesichert
sowie ein Weg zu benutzer- und kontrollfreundlichen digita-
len Formularen vereinbart.

Die überarbeitete RL zielt darauf ab, technologische Entwicklun-
gen wie vernetzte und automatisierte Mobilität, Mobilitätsan-
wendungen auf Abruf und multimodalen Verkehr stärker zu
berücksichtigen. Die Verfügbarkeit und der Austausch wichtiger
Verkehrsdaten sowie die Kompatibilität zwischen verschiedenen
digitalen Verkehrsanwendungen und Systemen sollen verbessert
werden. Zu diesem Zweck legt die RL Ziele und Datenarten für
die Digitalisierung wichtiger Verkehrsinformationen (wie Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen, Baustellen und multimodale Zu-
gangsknoten) und die Erbringung wesentlicher Dienste (wie In-
formationen über die Straßenverkehrssicherheit) fest. Der Gel-
tungsbereich der RL wird auch auf neue Dienste wie multimo-
dale Informations-, Buchungs- und Fahrscheinausstelldienste

ausgeweitet. Darüber hinaus wird vorgegeben, welche Mobili-
tätsdaten mit welcher geografischen Abdeckung bis zu welchem
Zieldatum verfügbar sein müssen.

Mit dem sog EU Data Act (in Kraft seit 11. 1. 2024, anzuwenden
ab 12. 9. 2025) ist europaweit ein neuer regulatorischer Rah-
men für die Handhabung von Daten, die bei der Nutzung ver-
netzter Produkte entstehen oder der Erbringung hiermit zusam-
menhängender Dienste anfallen, gegeben. Hersteller vernetzter
Produkte, somit auch Automobilhersteller – im Data Act als Da-
teninhaber bezeichnet, müssen künftig ihre Produkte so kon-
struieren, dass die durch das Produkt generierten Daten dem
Nutzer zugänglich gemacht werden können. Die Nutzer können
die Daten selbst verwenden, sie mit Dritten wie unabhängigen
Werkstätten, Versicherungen oder Anbietern moderner Mobili-
tätsdienste teilen oder auch den Hersteller anweisen, die Daten
unmittelbar einem Dritten weiterzuleiten. Zudem erhalten öf-
fentliche Stellen die Befugnis, in Notfällen bestimmte Daten bei
den Unternehmen anzufordern. Die Hersteller sind grundsätz-
lich darin frei zu entscheiden, welche Daten ein Produkt erheben
soll (Grundsatz der Konstruktionsfreiheit).

Der EuGH hat entschieden,15 dass Fahrzeughersteller unabhän-
gigen Wirtschaftsakteuren (zB Reparaturbetrieben, Ersatzteil-
händlern) diskriminierungsfreien Zugang zu allen Fahrzeug-
reparatur- und Fahrzeugwartungsinformationen sowie zum
On-Board-Diagnosesystem gewähren und damit auch die Fahr-
zeug-Identifizierungsnummern (FIN) – definiert als alphanu-
merischer Code – zur Verfügung stellen müssen. Der EuGH
führte weiter aus, dass es sich in Kombination mit Halterdaten
dabei um personenbezogene Daten handelt, die Verpflichtung
aber DSGVO-konform ist.

Nach einem Unfall mit einem Fahrrad mit Elektrounterstützung
(Pedelec) in Belgien wurden im anschließenden Gerichtsverfah-
ren zur Feststellung eines möglichen Entschädigungsanspruchs
des verunglückten Radfahrers unterschiedliche Auffassungen
zur rechtlichen Einordnung des Fahrrads mit Elektrounterstüt-
zung vertreten. Der EuGH stellte klar,16 dass es nicht unter die
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Kfz-Haftpflichtversicherungspflicht fällt, da es nicht aus-
schließlich maschinell angetrieben wird.17 Der Gerichtshof wies
auch auf die Ziele der RL 2009/103/EG hin, nämlich den Schutz
der Opfer von durch Kfz verursachten Verkehrsunfällen. Dieses
Ziel erfordere nicht, dass derartige Fahrräder unter den Begriff
„Fahrzeug“ iS der RL fallen.

Das Urteil in der Rs C-477/2218 klärt drei Aspekte im Zusam-
menhang mit der VO (EG) 2006/561:
▶ Gem Art 3 lit a gilt die VO nicht für Beförderungen mit Fahr-

zeugen, die zur Personenbeförderung im Linienverkehr ver-
wendet werden, „wenn die Linienstrecke nicht mehr als
50 km beträgt“: Diese Wendung erfasst nach Ansicht des
EuGH eine bestimmte, diese Entfernung nicht überschreiten-
de Verkehrsstrecke, die einen Ausgangspunkt mit einem Be-
stimmungsort verbindet und gegebenenfalls zuvor festgelegte
Zwischenhalte zum Aufnehmen und Absetzen von Fahrgäs-
ten bedient. Ein solcher Straßenpersonenverkehr liegt unab-
hängig davon vor, ob die hierfür eingesetzten Fahrer mehrere
dieser Verkehrsstrecken während desselben Arbeitstags und
mit demselben Fahrzeug abdecken.

▶ Diese Bestimmung ist eng auszulegen: Die VO gilt nur, wenn
alle Strecken jeweils mehr als 50 km betragen; eine gemischte
Nutzung (Linienführung sowie über als auch unter 50 km)
führt hingegen nicht dazu.

▶ Bei der Berechnung der summierten Gesamtlenkzeit wäh-
rend zweier aufeinanderfolgender Wochen, die 90 Stunden
nicht überschreiten darf, sind nur die Lenkzeiten des Fahrers
zu berücksichtigen, nicht jedoch alle „anderen Arbeiten“, die
der Fahrer während dieser beiden Wochen ausführt.

Dänemark hatte 2018 die Höchstparkdauer auf öffentlichen Au-
tobahnrastplätzen auf 25 Stunden begrenzt. Die EU-Kommission
sah darin angesichts der Verpflichtung zur Einhaltung der Be-
stimmungen über die Lenk- und Ruhezeiten ein unzulässiges
Hindernis für den freien Verkehr von Beförderungsdienstleis-

tungen und leitete ein Vertragsverletzungsverfahren ein, da von
dieser Regelung Lkw ausländischer Speditionen härter betroffen
seien als die inländische Konkurrenz. Wie der EuGH jedoch ent-
schied,19 dürfen Mitgliedstaaten die Parkdauer auf Autobahnrast-
plätzen zeitlich beschränken – unter der Voraussetzung, dass für
Lkw ausreichend Ausweichparkplätze privater Anbieter verfüg-
bar sind.

Aus Art 7 Abs 3 UAbs 5 RL 2006/126/EG geht hervor, dass die
Zeitabstände von ärztlichen Untersuchungen durch die Gültig-
keitsdauer des Führerscheins bestimmt werden müssen. Der
EuGH zog daraus den Schluss,20 dass ein Mitgliedstaat daher
von den Inhabern der Lenkberechtigungen der Klassen C, CE,
C1, C1E, D, DE, D1 und D1E nicht verlangen darf, zusätzlich
zu ihrem Führerschein im Besitz einer Bescheinigung ihrer psy-
chologischen Tauglichkeit sein zu müssen, deren Gültigkeits-
dauer kürzer als die des Führerscheins ist, wenn sie den Beruf
des Fahrers von Kraftfahrzeugen zur Personen- oder Güterbeför-
derung ausüben möchten.

Kontaktadresse: KFV, Schleiergasse 18, 1100Wien. E-Mail: kfv@kfv.at,
Internet: www.kfv.at

198

ZVR Rechtsprechung


